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Politikverdrossenheit un ırekte Demokratie

uch ach dem Regierungswechsel aut Bundesebene 1998 hat sıch Unbehagen
vieler Burger polıtıschen 5System wen1g geändert. Fur die wachsende Dıstanz

Politikern un Parteıen sınd die siınkenden Wahlbeteiligungen, abnehmende
Mitgliederzahlen be] Parteıen, esonders be] deren Jugendorganısationen, SOWI1e
das weıter schrumpfende Ansehen VO Politikern 1mM Verhältnis anderen eru-
ten wichtıige Indizien. Be1 der W.ahl 7/BK Berliner Abgeordnetenhaus 1mM Oktober
2001 lagen erstmals CD  e un: SPID be] einer Wahl in den etzten 50 Jahren
SAaINIMNEN 30 Prozent der Stimmen. uch da Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der 1m November 2001 die Abstimmung IC Bundestag ber die Beteiligung der
Bundeswehr Atfghanıstaneinsatz mı1ıt der Vertrauensfrage verknüpft hat, dürtte
nıcht überall die ZustimmungZpolitischen 5System erhöht haben Viele Bürger
wenden sıch VO den etablierten Parteıen 18 un populistischen Parteıen un!: Po-
lıtıkern WwW1e€e ZUuU Beispiel in Hamburg der Schill-Partei SOWI1e demokratieteindli-
chen OUOrganısatiıonen Fur letzteres spricht sowohl der Zuwachs der PDS W1€e
der Zulauf rechtsextremistischen Organısationen VOT allem VO  e Jugendlichen
1 den Bundesländern. Andere Burger drücken die Dıstanz Staat un:
Politik dadurch AaUs, da{fß S1e Schwarzarbeit anbieten b7zw. nachfragen oder auf
Gre Weıse Steuern und Abgaben hınterzıiehen.

Aus der Binnensicht der Politik wırd dieses Unbehagen der Bürger VOT allem
auf die Medien zurückgeführt, die eigentlich marginales Fehlverhalten Ol Polıiti-
ern un Parteıen SOWI1e geringe sachpolitische Fehler Skandalen autbausch-
ten. Darauf haben Regierungen, Parteıen un!: Parlamentarier mı1t eınem Ausbau
der Abteilungen für Offentlichkeitsarbeit, der Schulung für Medienauftritte us

reaglert . ber auch die mediengerechte Präsentatıon VO  a Politik ann Politik-
verdrossenheıt eher steıgern, WCI111 die Dıskrepanz zwıischen den ın den Medien
präsentierten Versprechungen un: den realen gesellschaftlichen Entwicklungen
1ın wichtigen Problembereichen W1€e Z Beispiel der Arbeıitslosigkeıt oder der
Ausgestaltung VO Soz1ialstaat un! deutscher Einheıt orößer erd TIrotz WaCh-
sender Komplezität VO politischen Problemlagen se1 6S 1mM Bereich der Wıssen-
schaftsentwıcklung (Gen- und Biotechnologie) oder der Globalisierung Wll'd
weder be1 der Auswahl des politischen Personals och der Zusarnrnensetzung der
politischen Apparate auf Sachverstand, sondern primär auf die Fähigkeıt media-
ler Vermittlung ZESELTZL.

In einer modernen Gesellschaft 1St aber nıcht Unterhaltung, sondern die reale

447



Joachim Wıemeyer

Lösung der Probleme, dıe N1Ur ber das politische 5System bearbeiıtet werden kön-
NECI, die Aufgabe VO Politik 1m Sınn ıhrer Gemeinwohlverpflichtung. Dabe]
schweren zweıtelsohne Tendenzen WwW1e€e die zunehmende Bedeutung europäischer
Entscheidungen und ylobaler Entwicklungen un: der daraus resultierende 1b-
nehmende Handlungsspielraum dıe Gestaltungsmöglichkeıiten natıonaler Politıik,

da{fß das Ausweichen 1n symbolische Politik naheliegt, iındem politische Ere1ig-
nısse bewußt medienwirksam inıtılert werden.

Diese Entwicklungen der modernen Demokratie sınd aus christlich-sozialethi-
scher Sıcht VOT allem AaUus 7wel Gründen analysıeren: Erstens bedeutet I11L1LAa1ll-

gelnde Problemlösungsfähigkeıt VO Politik, da Menschen WwW1e€e beispielsweise
Langzeitarbeitslose defizıtären gesellschaftlichen Instıtutionen leiden, ıh-
189101 Unrecht geschieht, weıl etw2a 1m Soz1ialstaat be1 einıgen Überversorgungen
vorliegen, während andere berechtigte Bedürtfnıisse vernachlässıgt werden. W Ee1-
tens 1St 1aber auf Dauer auch die Demokratie selbst gefährdet, W C111 S1e nıcht le1-
stungstähige Lösungen hervorbringt, die zugleich auch VO der Bevölkerung als
gerecht akzeptiert werden. Es 1ST bemerkenswert, dafß jede eCu«c politische Parteı,
der 6Cr gelänge, den orößten eıl der Nichtwähler mobilisıeren, sogleich ZUT

stärksten politischen Parte1 1n Deutschland würde.
Auswege aus der unbefriedigenden Sıtuation lassen sıch nıcht tinden, iındem

Politiker appelliert wırd, etwa 1mM Sınn der „Ruckrede“ 199/ des damalıgen Bun-
despräsiıdenten Roman Herzog, och durch moralische „Aufrüstung“ beım e1nN-
zelnen Wahlbürger, etwa iındem individuelle staatsbürgerliche Tugenden W1€e dıe
Wahrnehmung des Wahlrechts, Steuerehrlichkeıit un ngagement 1n Parteıen
oder anderen gesellschaftlichen Organısatiıonen propagıert werden?. Politikver-
drossenheıt ann dementsprechend nıcht auf Fehlverhalten einzelner Politiker
un: Parteıen zurückgeführt werden, sondern hat strukturelle Ursachen. Denn
moderne Gesellschaften sınd durch Instiıtutionen un:! Strukturen gepragte Gesell-
schaften, die durch spezifische Eigenlogiken gekennzeichnet sınd Daher 1st CS

forderlich, solche Instıtutionen analysıeren, strukturelle Detizite heraus-
zutinden un: institutionelle Problemlösungen vorschlagen können.

Ana-lyse der strukturellen Entwicklungen der deutschen Demokratie

Die Entwicklung der Bundesrepublık Deutschland ach 949 yalt 1mM Vergleich
sowohl ZUuUr We1i1marer Republık als auch vielen Nachbarländern polıtisch un:
wirtschaftlich als erfolgreich. Auf der Grundlage des Grundgesetzes konnte
nächst eıne stabiıle Demokratie etabliert un: eıne leistungsfähıge Wirtschaft auf-
gebaut werden. Worauf siınd 1U die iın den etzten Jahren entstandenen Defizıite
zurückzuführen?

Überalterung des Institutionengefüges. Nach 1945 kam s in weıten Teılen
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des gesellschaftlichen Lebens ın Deutschland einem instıtutionellen Neuauf-
bau, weıl die Strukturen und Organısatiıonen des nationalsozialistischen Staates
unmittelbar ach Kriegsende VO den Alliierten aufgelöst worden un:
INan auch beım Neuautbau nıcht eintach die Weı1marer Republik anknüpfte.
Exemplarisch für solche Neuerungen selen jer die Gewerkschaften der Deut-
sche Gewerkschaftsbund als Einheitsgewerkschaft ach dem Industrieverbands-
prinzıp un: die S1B)  e als konfessionsübergreitende Parteı ZENANNL. Der damıt
verbundene Innovationsschub für dıe deutsche Gesellschaft 1St aber ausgelauten?.
SO repräsentieren die deutschen Gewerkschatten VO ıhrer Organısat1ons- un
Mitgliederstruktur die Wirtschafts- un: Arbeitswelt VOT 510 Jahren: Ahnliches oilt
für Wırtschaftsorganıisationen und Verbände, ZU Beispiel den Bauernverband.
Daher geht dıie gesellschaftliche Bedeutung un: der politische Finflufß der Ver-
biände alter Strukturen, WwW1e€ eLtwa 1m Bergbau, W as iıhren Anteıl der Wertschöp-
fung der den Beschäftigten betrifft, weıt ber ıhre reale Bedeutung hiınaus.
Hıngegen sınd Unternehmen un: Beschäftigte der „New Economy” weder 1n
Unternehmensverbänden och Gewerkschatten organısıert. S1ie können daher
ıhre Anlıegen un Interessen, die AUuUS Gemeinwohlsicht tendenzıell Zukunfts-
interessen der Gesellschaft sind, aum artikulieren. uch kirchliche Vereıinti-
SUNSCH W1€ Kolping oder die Katholische Arbeitnehmerbewegung leiden darun-
tens da{ß Problemlagen un dıe Soz1ialstruktur des Jahrhunderts ıhren
Ausgangspunkt bılden. Nachkriegsgründungen, eLtwa DPax Christı oder der Bund
Katholischer Unternehmer, haben quantıtatıv n1e eıne nnenswerte Bedeutung
erlangt.

Europdisierung der Politik. Das Grundgesetz wıes 1949 alle Staatsautgaben
grundsätzlıch den Ländern Nur 1n den ausdrücklich vorgesehenen Aufgaben-
eldern hatte der Bund eıne Gesetzgebungskompetenz. Faktisch hat sıch 1aber eıne
zunehmende Macht des Bundes ergeben, zumal viele ursprünglıch reine Länder-
aufgaben, ZU Beispiel die Hochschulpolitik, Gemeinschaftsaufgaben VO  -

Bund un: Ländern wurden. DDiese Kompetenzvermischung verschärfte sıch och
mıt Zunahme der europäischen Integration. Immer mehr Politikfelder VOL allem
1m Bereich der Wıirtschafts- un: Währungspolitik wurden auf die europäische
Ebene gehoben. Die europäische Politik 1st addıtıv Z Politik der Einzelstaaten
hinzugekommen. [Da iın föderalistisch Oorlıentierten Staaten W1€ Deutschland 1ILLall-

che europäischen Politikbereiche unmıiıttelbar die Länder betreffen, haben S1e
eigene Europamıinıisterien aufgebaut un Vertretungen 1n Brüssel errichtet.
Ebenso haben sıch 1n den Bundesmuinisterien eıgene Europaabteilungen gebildet.
Im internationalen Bereich errichtet die Europäische Unıion eıgene Botschaften,
SOgCENANNLE Delegatıonen. Dies alles führt dazu, da{ß ZU Nutzen der polıtischen
Klasse die Anzahl der Mandatsträger (Europaparlamentarıer, Mitglieder der
Kommıissıon, Europaminıster der Bundesländer) un: die Anzahl der Bürokraten
erhöht wırd
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Aus der Sıcht des Bürgers ührten diese Entwicklungen 7Z7wWwel Konsequenzen:
Eirstens hat mıt seıinen Steuergeldern dıie aufgeblähten politischen un büro-
kratıschen Apparate bezahlen, dıe sıch vegenselt1g selbst beschäftigen. W Ee1-
tens ann be] eiınem Sachproblem die Verantwortlichkeiten keiner politischen
Ebene eindeutig 7zuordnen. Wenn iın eiınem Politikbereich, T Beispiel 1n der
Agrarpolitik, die Europäische Union, der Bund un die Länder involviert sınd,
annn der Wiähler nıcht erkennen, ob eLIwa 1in der BSE-Krise die Überwachung
durch die Länder mangelhaft WAal, der Bund die Verfütterung VO Tiertutter nıcht
rechtzeıt1ig verboten hat oder die Forschung vernachlässigte, oder die Europäi1-
sche Unıion nıcht rechtzeıtıg den freien Tierhandel 1n der Gemeinschaft 1-

Im 7Zweıtel haben Europäische Union, Bund un: Länder be] mangelhafter
Problemlösungsfähigkeit och dıie Möglichkeit auf eınen weıteren „Schuldigen“,
nämlıich die Globalisierung, hınzuweisen.

Globalisierung. Durch offene Märkte, VOL allem für Kapıtal un Direktin-
vestiıtionen, aber auch leichtere Wanderungsmöglıichkeiten VO Arbeıitskräften
SOWI1e bessere Informationen ber Lebensbedingungen un:! wirtschaftliche
Rahmenordnungen 1ın anderen Ländern, nehmen die Handlungsmöglichkeiten
natıonaler Politik aAb Nationale Regierungen mussen die Interessen VO Kapital-
anlegern un Investoren berücksichtigen un!: beachten, WwW1e€e sıch die eigene Wırt-
schaft 1m internatiıonalen Wettbewerb behauptet, möglıichst hochqualifizierte
Arbeitskräfte anziıehen bzw. die Abwanderung qualifizierter Kräfte verhindern.
Die damıt ausgelösten Zwänge 1n den ökonomischen Handlungsmöglichkeıiten
sınd einerseılts DOSIELV beurteılen, weıl sS1e den Aktionsraum prıvater Wırt-
schaftsakteure erweıtern. Heute ann CS sıch eıne Regierung nıcht mehr leisten,
vielfach gescheıiterte un: ıdeologisch bestimmte wirtschaftspolitische Konzepte

verfolgen. Der letzte, der 1es ın eiıner ogroßen Industrienation versucht hat,
W ar ach 1981 Begınn seiner Amitszeıt der französısche Präsiıdent Francoı1s
Mitterrand miıt seınen Verstaatlichungskonzepten un!: eiıner keynesianıschen
Wırtschaftspolitik. Schädigung der Burger durch Selbstprivilegierung der polıtı-
schen Klasse oder der Bürokratıe, Schädigung der breıiten Masse der Sparer durch
hohe Inflationsraten, exorbıtante Staatsverschuldung un anderes mehr erd
schwert. In dieser Hınsıcht 1St eıne Beschränkung der natıonalen politischen
Handlungstähigkeıt BHERE begrüßen.

Auf der anderen Selite können 1aber auch problematische Beschränkungen der
natıonalen politischen Handlungsfähigkeit stehen, WE eLtwa das Einkommen
VO  a iımmobilen Arbeitskräften stärker besteuert werden MU: als höhere Gewıinn-
oder Zinseiınkommen, weıl diese leichter 1n Steueroasen verlagert werden können.
Dıies schlägt sıch 1n der Gestaltung der Unternehmenssteuern bereıts 1n Deutsch-
and nıeder. Problematisch ware auch, WeNn dem Druck des iınternationalen
Wettbewerbs bestehende Umwelt- oder Soz1ialstandards abgebaut b7zw. NnOoLweN-

dige Verbesserungen verhindert werden. Dazu 1st CS iın Deutschland aber bisher
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nıcht gekommen, weıl] solche Fragen innerhalb der europäischen Unıi10on geregelt
werden können, innerhalb derer die Bundesrepublıik die srößten Außenhandels-
verflechtungen hat

Mediendemokratie. Die technıschen Entwicklungen 7AGK Kabel- un: Satelli-
tenfernsehen, der Gebrauch des Internet SOWI1e politische Deregulierungen, die
die Zulassung VO Privatfernsehen ermöglıchten, haben 1in den etzten Jahren
die Medienlandschatt stark verändert, da{fß INa  . VO einer Mediendemokratıie >
(etwa 1m Gegensatz ZUr Parteiendemokratıie) spricht. Diese zeichnet sıch dadurch
aUS, da{fß ber Wahlergebnisse VOTLT allem die Präsentatıon VO Politikern 1n den
Medien entscheidet. Auf der eınen Seılite präsentieren Medien Politiker un: poli-
tische Inhalte S da{fß S1€e eınen Unterhaltungswert un hohe Einschaltquoten
haben, die natürlich auch den Verkauf VO Werbeminuten begünstıgen. Politische
alkshows sınd bevorzugte Sendungen 1m Programm. Andererseıts bemüuühen siıch
Politiker 1n ihrer Selbstdarstellung der Eigenlogik der Medien, VOTL allem des
Fernsehenss, gerecht werden, ındem S1€ ZuUuUmm Beispiel komplizierte politische
Sachverhalte auf einmınütıge Statements reduzıieren. Fur Politiker 1St 6s zentral,
auf aktuelle politische Ereignisse schnell 1ın den Medien mı1t entsprechenden Stel-
lungnahmen reagıeren.

Gegenüber der medialen Darstellung VO Politik schwindet die Bedeutung p —
lıtiıscher Parteıen in der parteıunternen Willensbildung, da Parteitührungen
mehr Gewicht erhalten. Heute wırd keıne Parte1 mehr mıt spezifischen Inhalten
identifizıert, die inhaltlıch wiırd, die ıhre Mitglieder motıvlert und
ıhre Wählerschichten zusammenhiält. uch nımmt dıe Bedeutung der gesell-
schaftlichen Akteure W1e€ Gewerkschaften, Vereine und Kırchen für die Me1-
nungsbildung der Wähler 1ab

Strukturbedingte Dilemmakonstellationen

Wenn INa  = eıner theoretischen Perspektive die genannten Strükturbedin—
SUuUNSsCH moderner Politik analysıert, ann INa S1e als unterschiedliche Dılemma-
konstellatıonen einordnen. In eıner modernen Gesellschaft liegt ımmer ann ein
Dilemma VOI, WEenNn dıe individuellen Anreıze un Handlungsbedingungen
gestaltet sind, da{ß eın unkoordiniertes Verhalten einzelner unbefriedigenden
Ergebnissen tür alle führt Die klassısche katholische Soziallehre bezeichnet 1€e€5s5
als eiınen Zustand, der dem Gemeinwohl wıderstreıtet. Die genannten jer struk-
turellen Entwicklungstendenzen führen eıner Vielzahl solcher typischer
Dilemmakonstellationen, VO  = denen ein1ıge jer exemplarisch aufgeführt werden
sollen:

Die Lösung eines komplexen gesellschaftlichen Problems Ww1e€ ELWa der Arbeıits-
losıgkeit bedarf eines umfassenden un gleichgerichteten Handelns eıner Vielzahl
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VO Akteuren, die sıch ber eıne gemeınsame Problemanalyse un eın geme1n-
SAaImnes Handlungskonzept verständıgen mussen. Zum eınen betrifft 1eSs sowohl
dıe verschiedenen staatlıchen Ebenen, also den Bund, dıe Länder un Gemeinden
SOWI1e die Bundesanstalt für Arbeıt, als auch gesellschaftliıche Akteure W1€ (Ge-
werkschaften un Arbeitgeberverbände. Innerhalb des staatlichen Bereichs WCI -

den alle Mafßnahmen Z Bekämptung der Arbeitslosigkeıt danach bewertet, W1€e
S1C sich auf der Haushaltsebene des jeweıligen staatlıchen Akteurs auswirken.
Dies verhindert eine Betrachtung 4AUS der Gesamtsıcht der öffentlichen Haushalte
(Bund, Länder, Gemeinden un Sozialversicherungen). So werden etwa Gemeın-
den 1UT annn Mafßnahmen Beschäftigung VO arbeitslosen Sozialhilte-
empfängern ergreifen, WEeNnNn S1e selbst davon profitieren, nıcht aber WE sıch
dadurch die Aufwendungen für dıe öffentliche and insgesamt lohnen. Nur
1111 Bund, Länder un Sozialversicherungen der Gemeinde die Mehrausgaben
AUS den eigenen Mehreinnahmen erstatten, würde S1C entsprechend tatıg werden.
Ahnliches oilt tür das Verhalten der einzelnen Gewerkschaften b7zw Arbeit-
nehmerorganısatiıonen sowohl untereinander als auch gegenüber den Arbeit-
gebern. So werden einzelne Arbeitnehmerorganısatıonen 11UT annn ZUuÜT: Lohn-
zurückhaltung, die (D Arbeıitsplätze schaffen soll, bereıt se1IN, nıcht
gerade andere das auUsSsNuUuTtLZCN, ındem S1€E als kleinere, gzut gestellte Gruppen,
Zzu Beispiel die Pıloten, ausscheren, und esonders hohe Gehaltsanhebungen
für sıch durchsetzen.

Ahnliche Dilemmata gelten tür Politiker un Parteıien: An sıch ware En vesell-
schaftlich wünschenswert, Wenn Politiker ber hohe Sachkompetenz für die
Lösung gesellschaftlicher Probleme verfügten, un WEn 1n Wahlkämpfen auch
Lösungen für die anstehenden Sachprobleme präsentiert würden anstelle e1ines
rein personalısıerten Wahlkampfes der Spitzenkandidaten. [Da die 1n den Medien
jeweıils prasenten Sachprobleme schnell wechseln un! INan 1n Kurzeinblendungen
der Nachrichtensendungen SOWI1e der vorherrschenden orm der Politiktalk-
chows diese Sachkompetenz nıcht kann, lohnt CS sıch für Nachwuchs-
politiker kaum, sıch Sachkompetenz anstelle medialer Präsentationsfähigkeit
anzueıgnen bzw. für Parteıen, be] ıhrer Personalauswahl als Kriteriıum Sachkom-
PpeteENZ Medienpräsentation heranzuzıehen.

Bundesländer, die keıne Europamıinıisterien autbauen un entsprechende Ver-
tretungen 1n Brüssel unterhalten, mussen damıt rechnen, da S1e nıcht rechtzeıt1ıg
auf die Gestaltung VO Fördergebieten, EU-Subventionen USW. Einflu{fß nehmen
können. Wenn 1€es aber Regionen aUus anderen Ländern Cun, 1st N auch für eut-
sche Bundesländer rational, solche bürokratischen Autfwendungen tätıgen.

uch auftf europäıischer un: globaler Ebene lıegen Dilemmakonstellationen NVOI.::

So ann eıne Steueroase für Finanzkapital 1n eiınem polıtisch stabilen Raum ohne
Währungsrisiken (Z.D Luxemburg) andere Länder ebentalls Z Senkung ihrer
Steuern auf Kapitalerträge zwıngen.
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In komplexen gesellschaftlıchen Interaktionsbeziehungen Lrefen Dilemma-
strukturen häufig als unbeabsıichtigte Folgen individuellen Verhaltens auf War
sınd viele oder AaAr alle Gesellschaftsmitglieder eiınem solchen konkreten Pro-
blem beteiligt. Niemand hat CS aber bewufßt herbeigeführt. So 1st eLtwa jedes Wırt-
schaften mM1t einer bestimmten Umweltbelastung verbunden, die lange unprob-
lematisch IST: W1€ S1Ee dıe natürliche Selbstreinigungskraft nıcht überschreıtet. Yrst

übergrofße Mengen eines Schadstoftes b7zw. das Zusammentreffen verschiedener
Schadstoffe annn Z Beispiel (JewaAasser Z „Umkıppen“ bringen. Keıiner der
Einleiter hat dieses Ergebnıis bewuft herbeigeführt, weıl jede Einleitungsmenge
tür sıch gesehen unproblematisch 1St

Die Problematik moderner Gesellschaften wiırd och komplexer dadurch, da{ß
65 nıcht einselut1g darum geht, Dilemmastrukturen überwinden, sondern da{ß 6S

1im Interesse des Gemeinwohls zentrale Dilemmastrukturen o1bt, die aufrechtzu-
erhalten sind, nämlich der ökonomische un: der politische Wettbewerb. Auf e1-
NECeIN Markt für CGüter un Dienstleistungen soll das Kartellrecht verhindern, da{fß
sıch die Anbieter Lasten der Konsumenten absprechen. Ebenso 1St 65 ertor-
derlich, da siıch eın Kartell einer politische Klasse/ herausbildet, das sıch ZUmm

eıgenen Vorteıl (Mınıster, Abgeordnetengehälter, parteipolitisch besetzte Posıit10-
NCN 1in der Gesellschaft, Parteienfinanziıerung) abspricht, 1aber dıie eigentlichen p -
lıtıschen Leıistungen, nämlıch innovatıve Problemlösungen für dıe Gesellschaft,
nıcht erbringt.

Fur den Kontext UNSSeCLET Fragestellungen 1st also testzuhalten, da eiıne Vielzahl
unterschiedlicher Dilemmakonstellationen verhindert, da{fß Politik gerechte un
funktionsfähige LOsungen findet, ıhre Aufgabe der Gemeinwohlgestaltung Y 4}

ertüllen. Auf der anderen Seıite 1ST der politische Wettbewerb die besten Pro-
blemlösungen beschränkt. Idies bewirkt Politikverdrossenheiıt. Radikale polıitı-
sche Kräfte meınen daher, durch „starke Männer“ solche Dilemmakonstella-
tionen überwınden können. Dabe]l wırd aber übersehen, da{ß Zu Beispiel
durch eıne töderale Staatsgliederung bewuft Flemente der Machtteilung angelegt
sınd Daher legt 6S sıch nahe, auf die normatıven Grundlagen der Demokratie e1n-
zugehen.

Demokratie aus christlich-sozialethischer Sıcht

Die katholische Kirche hat sıch mı1t der demokratischen Staatsftorm lange e1ıt
sehr schwer getan®. Im innerkirchlichen Bereich wirkte eın platonisches Erbe
nach, das eher der Herrschaft eıner Elite als der des Volks den Vorrang gab Ende
des Jahrhunderts galt für Leo 16 BE eın VO  . eiınem christlichen Monarch gele1-

Obrigkeıitsstaat als Ideal,; auch WE INa  - notgedrungen andere Staatstormen
W1e dıe Demokratıe dulden musse. FEbenso W arlr die Legıitimität der We1marer
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Demokratie be1 deutschen Katholiken höchst umstriıtten. yot mMIı1t dem / weıten
Vatiıkanıschen Konzıil hat dıe demokratische Staatstorm 1n der kırchlichen Soz1ial-
verkündıgung ihre volle Anerkennung gefunden (GS /5)

Wıe 1sSt AaUuUsSs soz1alethischer Sıcht heute dıe Demokratie beurteijlen? Die
Grundlage dafür 1St die christliche Anthropologie?, die jeden Menschen als
Ebenbild (sottes mMI1t eiıner unauslöschlichen Würde auswelst. Der Mensch als
Person 1St eın vernunftbegabtes Wesen, das Z Freiheıit berufen un ZUuiT: ber-
nahme VO Verantwortung tahıg 1St Als Kulturwesen 1St der Mensch 7U Gestal-
(ung seiner Umwelt un: selnes Zusammenlebens aufgefordert. Jeder Mensch 1St
zugleich eın unvollkommenes Wesen, weıl für sachliche WwW1e€e moralısche Irr-
tumer anfällig 1ISt Weiterhin 1St der Mensch sowohl Individualwesen mi1t einem
notwendigen Freiraum zAu% Entwurftf elnes eigenen Lebensplanes, als auch Soz1al-

welches auf Gemeinschaft angewı1esen 1St un sıch 1n Gemeininschaft e1In-
bringt. Den Menschen kommen als Personen dieselben unveriußerlichen Rechte

Diese Menschenrechtskataloge definieren die elementaren Grundlagen hu-
Zusammenlebens. Dazu gehören ındıvıduelle Freiheitsrechte, soz1ale

Anspruchsrechte SOWI1e demokratische Gestaltungsrechte. Demokratie 1St damıt
nıchts anderes als die politische Ausdrucksform der Menschenrechte. 1ne Iren-
NUung VO Demokratie un Menschenrechten 1St daher weder theoretisch möglich
och normatıv haltbar!°9. Es gehört 72088 Menschenwürde, da 1m gesellschaftli-
chen Zusammenleben nıcht ber die eıgene Person bestimmt wiırd, sondern da{fß
INa  ' selbst gemeınsam mı1t anderen ber die Ziele des Zusammenlebens bestim-
1E  . an In Analogıe Aussagen der kırchlichen Sozialverkündigung ZATE

menschlichen Arbeıit könnte 111all tolgendermaßen tormulieren: Demokratische
Gestaltung des eigenen (GGemelnwesens 1St unmıttelbarer Ausfluß der mensch-
lıchen Person. Aus diesem Personenverständnıiıs tolgt zunächst, da Demokratie
konzeptionell „Herrschaft aller“ (Konsensdemokratie) 1St, nıcht Herrschaft der
Mehrheit (Mehrheitsdemokratie), enn OFT werden ımmer Interessen ber-
stimmter Minderheiten beeinträchtigt. DDa aber eın striktes Konsensprinzıp C1-

hebliche gesellschaftliche Kosten der Entscheidungsverzögerungen und -blocka-
den hätte, geht IL1Lall AUS pragmatiıschen, nıcht aus systematıschen Gründen ZU

Mehrheıitsprinzıip ber.
Im demokratische Ideal ben die Burger persönlıch die Herrschaft au  N Wih-

rend 1n kleinen Gemeıinden W1e€e vergleichsweise 1n der Schweizer Landgemeinde
diese unmıttelbare Herrschaftsausübung 1n der Gemeindeversammlung aller
Gemeıindeangehöriger selbst praktizıert werden kann, 1St eıne moderne rofis-
demokratiıe darauf angewıl1esen, Entscheidungsbeauftragten dıie tatsächliche
Herrschaftsausübung überlassen, un ZW ar sowohl 741006 Entlastung des
Souveräns der Wahlbürger als auch durch Spezlalisierung auf öffentliche
Angelegenheıten Personen mi1t Sachkompetenz mobilisıieren. So anı die
Entscheidungsqualität verbessert werden. Außerdem W1I'd die Staatstätigkeıt auf
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verschiedene Fbenen aufgeteılt, damıt 11UT das 1n größeren politischen FEinheiten
entschieden wird, W as die Leistungsfähigkeıit kleiner Einheiten übersteigt (Föde-
ralısmus als Ausdruck des Subsidiarıtätsprinz1ıps).

Politische Demokratie beruht ach christlichem Verständnıis dabe1 nıcht auft e1-
13 anthropologischen Optimısmus 1mM Sınn eıner treıen Selbstgestaltung der
Menschen. Vielmehr wird die demokratische Staatstorm gerade deshalb instal-
hıert, weı] sS1e den negatıven Seıten der menschlichen Person ehesten gerecht
wırd Indem die Machtbefugnisse VO  — Politikern VO vornhereın begrenzt WT -

den, 5Systeme gegenseılıtiger Kontrolle eingeführt werden un: regelmäfßige Wahlen
stattfinden, 1sSt e die einzıge bisher 1n der menschlichen Geschichte erprobte
Staatsform, mı1t der CS möglich 1st, gewaltlos unfähıge un: unmoralische Regıe-
rende

Weiterhin enthält das Regelwerk der Demokratie (Verfassung) Selbstbindungen
aller, indem manche Vertassungsbestimmungen (Grundrechte) Sar nıcht, manche
NUur erschwerten Bedingungen (Verfassungsänderungen) veräinderbar sınd,

dafß der Raum für Mehrheitsentscheidungen begrenzt wırd UÜberstimmte Mın-
derheiten erhalten die Möglichkeıit, die Verletzung ıhrer verfassungsmäßigen
Rechte durch eıne unabhängıge Justız überprüfen lassen.

Eın für die Demokratie Zzentraler Gesichtspunkt, der gerade 1ın der kirchlichen
TIradıtion nıcht hinreichend erkannt wurde, ISt, da{fß Politik nıcht eintfach eıne
Umsetzung vorgegebener Ziele un Werte darstellt, sondern menschliche VE
Iısatıon un Kultur entwurtsoffen sınd un ErST. 1n gemeınsamen gesellschaft-
lıchen Diskursen die Ziele un Instrumente des Zusammenlebens gefunden
werden mussen. Daher 1st Demokratie auf Offentlichkeit!l, oöffentliche Diskurse
un Wiıllensbildung ftundamental angewlesen. An dem öffentlichen Diskurs be-
teiligen sich freie gesellschaftliche Vereinigungen (Parteien; Verbände, Burger-
inıtıatıven) SOWI1e Kıirchen un: kırchliche Organısatiıonen. Minderheıten haben
dıe Möglichkeıit, eLtwa durch Demonstrationen auf ıhre Anlıegen aufmerksam
machen.

Dieses Instiıtutionensystem der demokratischen Gesellschaft 1st ZW alr auf indi-
viduelle Tugenden der Staatsbürger angewıesen. Diese mussen sich ber gesell-
schaftliche Angelegenheıten iınformieren, politische Rechte wahrnehmen, sıch 20
sellschaftlich engagıeren, Diskursen teilnehmen USW. FEbenso gehören AaZu
Tugenden der Politiker, VOT allem die Verpflichtung ZAUIT: Wahrhaftigkeiti
ber ıhren Auftraggebern, den Wihlern. Fehlentwicklungen 1in den Instıtutionen
können aber eıner Erosion staatsbürgerlicher Tugenden be]l den Burgern
tühren, WEenNn z Beispiel der FEindruck eiıner Verschwörung der politischen
Klasse Lasten der Burger entsteht. Deshalb 1St 6S erforderlich, die politischen
Instıtutiıonen EINCUCIN, bessere polıtische Ergebnisse erreichen un:
damıt zugleich auch den Autbau moralischen Kapıtals ermöglıchen. Auf der
Basıs der skizzierten normatıven Grundlage der Demokratıe un der 1m ersten
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Abschnitt aufgezeigten Analyse geht 6S 1U darum, institutionelle Wege ZAHT.: Er-
der Demokratie aufzuzeıgen.

Wege ZUTr Erneuerung der Demokratie

Die Erneuerung der Demokratie 1ın Deutschland bedart eıner Vielzahl instıtut10-
neller Reformen. DE anderer Stelle bereıts Reformvorschläge tür Politiker un:
Parteıien dargelegt wurden, sollen 1er Zzwe!l Wege ski7ziert werden, denen eıne
Schlüsselrolle für dıe Erneuerung der Demokratie zukommt: erstens dıie strikte
Orıjentierung des Staatsauthbaus un: der Staatstätigkeıt Subsidıarıtätsprinzı1p,
7zweıtens dıe Eınführung direktdemokratischer Flemente.

Subsidiarıtät ım Zeitalter der Globalisierung. Das Subsidiarıtätsprinzıp 1St eın
Zuständıigkeıitsprinzıp. Es will, da{ß alle Aufgaben möglichst bürgernah geregelt
werden, damıt öffentliche Aufgaben möglichst nah den Bedürfnissen der Bürger
organısıert werden, der einzelne Burger S1€e möglichst gul selbst überwachen ann
un: s1e möglichst kostengünstig erbracht werden:

„Nach dem Subsıdiarıtätsprinz1ıp bringen Föderalismus WwI1e Demokratie naämlich Entscheidungs-
kompetenz und -kontrolle zurück die Basıs, Iso möglıchst ahe das personale Subjekt, dem UUr

CC 14grund aller staatlıcher Macht.

Wenn Probleme aber global sind w1€e das Klimaproblem, verlangt das Subsıidiarı-
tätsprinzıp, S$1e aut der globalen Ebene anzugehen. Es wırd in Zukuntft auf eıner
Reihe VO Gebieten wWwW1e€e dem internationalen Handel, der Wettbewerbspolitik un
den Finanzmärkten also notwendig se1n, die globale Ebene stärken 14.

Be1l allen Staatsaufgaben mu{ ZUuUerst gefragt werden, ob S1e weıterhın VO Staat
erfüllt werden mussen oder nıcht dem prıvaten Sektor übertragen werden kön-
MN Be]l den verbleibenden Staatsaufgaben 1St ımmer fragen, welcher FEbene S1e
sinnvoll zugeordnet werden sollen. Diese Ebene sollte anı A ber die NOLTL-

wendıge Gestaltungsverantwortung (Gesetzgebung), die Ausführung der (Gesetze
(Verwaltung) un: dıe Fähigkeıit verfügen, die notwendıgen Steuern a7Zu erhe-
ben und die Ausgaben tatıgen. Dazu 1Sst erforderlich, da eıne Steuer jeweıls
LL1UT eıner politischen Ebene zutfließt un: jede politische Ebene eın eigenes Steuer-
erhebungsrecht hat Wenn ZAT Beispiel die Lohn- un!: Finkommensteuer den
Ländern zufließen würde, müß te jedes Bundesland das Recht haben, die Söhe des
Steuersatzes auch 1n estimmten Grenzen varıleren. Der Bürger könnte dann
direkt eine Beziehung zwiıischen der Steuerabgabe un den entsprechenden
Leistungen der polıtischen Ebene herstellen un:! gegebenenfalls durch Volksent-
scheid auch den Steuersatz selbst erhöhen für qualitativ verbesserte Staats-
leistungen) der senken.

Direkte Demokratie. Bereıts 1n der normatıven Analyse 1St herausgestellt
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worden, da{ß Demokratie Herrschaft aller bedeutet. Die zeitlich begrenzte ber-
Lıragung dieser unveräußerlichen Rechte des Volkes auf gewählte Repraäasentanten
w1e€e Parlamente und Regierungen 1STt 1Ur sekundär. Die direkte Ausübung der
Volksrechte 1n Abstimmungen hat daher eıne normatıv vorrangıge Qualität. Auf-
grund dieser normatıven Basıs 1sSt nıcht die Einführung direkter Demokratie
rechtfertigungspflichtig, sondern die Nichteinführung. Formen der direkten De-
mokratıe würden den verschıeden Aufruftfen un Inıtiatıven ! A bürgerschaft-
lıchem Engagement mehr Substanz verleihen.

Die Eintührung VO Volksbegehren un Volksentscheid auf Bundesebene in
Deutschland als Erganzung ZUE repräsentatıven Demokratie hätte folgende Vor-
teile16: Erstens könnten Gemeinwohlzielsetzungen beharrende, zuL Organı-
s1erte gesellschaftliche Kräfte schneller politisch durchgesetzt werden. So wurde
etwa in der Schweiz der Umweltschutz fast 25 Jahre trüher als 1ın Deutschland
verfassungsrechtlıch verankert. /weıtens führt direkte Demokratie dazu, da{fß die
Burger, da S1€e selbst für ausgewählte Sachentscheidungen verantwortlich sınd,
sıch detailliert ber politische Sachfragen ıntormiıeren. Daher 1st auch der polıitı-
sche Informationsstand der Durchschnittsbürger 1ın dem direktdemokratischen
5System der Schweiz deutlich höher als 1n anderen Ländern. Direkte Demokratie
wiırkt der überzogenen Personalisıerung der Mediendemokratie Polıiti-
scher Sachverstand wüuürde wıeder honoriert, un: die Belanglosigkeıit der alk-
cshows würde beendet, da ıhre Debatten 1m Vorteld echter Sachentscheidungen
stattfänden. Außerdem würden Wahlkämpfe versachlıicht, weıl jede Parte1ı damıt
rechnen müßte, daß ıhre Wahlversprechen ber eın Volksbegehren auf die Tages-
ordnung des Parlaments ZESECELIZTL werden un!: das olk s1e gegebenenftalls durch
Volksentscheid durchsetzen annn

Drittens würde die Befangenheıit der Parlamentarier überwunden, die selbst
ber ıhre Besoldung w1e€e auch die VO  } Regierungsmitgliedern un!: ber die Anzahl
der Parlamentsmitarbeıter, Fraktionszuschüsse, Wahlkampfkostenerstattung
USW. entscheiden mussen. Der überall selbstverständliche Grundsatz, da{fß eın
Auftraggeber auch die Konditionen des Auftragnehmers testlegt, würde end-
ıch auch 1n der Politik realisiert. Schon dıe Möglichkeıit eiınes Volksbegehrens
würde eiıner heilsamen Selbstbeschränkung der Parteıen un! Politiker führen.

Vıertens zeıgen empirische Erfahrungen mıt direkter Demokratie, da die
Staatstätigkeit effizienter wiırd, weıl Prestigeobjekte VO Politikern wegfallen, die
Steuern geringer un die Staatsverschuldung nıedriger SOWIl1e die Bildungsaus-
gaben höher sınd uch die Steuerehrlichkeıit würde steı1gen, weıl Burger Ja nıcht
persönlıch Ausgaben un: die dazu gehörigen Steuern beschließen können, annn
aber selbst die Steuerzahlung verweıgern. In repräsentatıven Demokratien
scheinen hıngegen Schwarzarbeıt un Steuerhinterzıiehung als ethisch legıtıme
orm „zıvılen Ungehorsams“ angesichts der Selbstprivilegierung VO Politikern
un staatlicher Bürokratien.
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Fünftens mındert direkte Demokratie Politikverdrossenheıt, weıl durch Volks-
begehren VO den 1mM Parlament vVe  en Parteıen vernachlässigte gesellschaft-
liche Fragen öffentlich thematisiert werden können, WENN S1e VO eınem relevan-
ten Anteil der Bevölkerung werden.

Gegen die Erganzung der repräsentatıven orm der Demokratie durch direkt-
demokratische Elemente werden eıne Reihe VO Einwendungen erhoben:

Eın erster FEinwand lautet, da{fß S1e miıt der europäischen Integration unvereıiınbar
sel; weıl annn notwendıge Entscheidungsprozesse VO eiınem Land blockiert WeIr-

den könnten, Ww1e€ sıch 1eSs ZUuU Beispiel be1 der Ablehnung des Vertrages VO

Nızza durch die Iren 2001 vezeıgt hat Dem 1St aber entgegenzuhalten, da{ß die e
oıtımıtät der europäischen Integration durch eıne europaweıte Abstimmung ber
orundlegende Vertragswerke auch bestärkt werden Cnl Es ware annn ertorder-
lıch, da{ß die Mehrheit der europäischen Bevölkerung un eıne Mehrheıt der
Staaten zustimmt.

Eın 7welıter Einwand lautet, da{iß be1 Gesetzesvorlagen AaUS der Bevölkerung
häufıg eın hinreichender Sachverstand zugrundeliege. Wenn INa aber der Regıie-
rung bzw. der Parlamentsmehrheit erlaubt, eıner Sachfrage eıne Alternatıv-
vorlage ebenfalls ZUuUr Abstimmung stellen, müudfßte G der Parlamentsmehrheit
leicht tallen, die Bürger VO der höheren Sachqualität der eiıgenen Vorlage
überzeugen. Wenn diese Möglıchkeıit Zır Alternativvorlage besteht, 1sSt die ergan-
zende Einführung direktdemokratischer Elemente eın Nullsummenspiel, das
Kontlikte verschärft!’, sondern eın Weg TT Optimierung politischer Entschei-
dungsprozesse.

Eın drıtter Einwand lautet, da{fß 1ın der Volksgesetzgebung bel emotıional aufge-
heizten Themen Ww1e der Todesstrafe oder der Ausländerpolitik problematische
Entscheidungen getroffen werden könnten. Dagegen sprechen aber 7Wel (72-
sıchtspunkte: Erstens mu{ite eıne Überprüfung der Volksinıitiative durch das Ver-
tassungsgericht möglıch se1n, unzulässıge Vorlagen abzulehnen. /weıtens
nımmt eıne direktdemokratische Inıtıatıve eınen längeren zeıtlichen Prozefß
öffentlicher Wıllensbildung 1n Anspruch. Damıt würde das timmenvotum der
Burger nıcht mehr VO eiınem emotıiona|l autwühlenden Ere1gn1s bestimmt werden.

Aus kırchlicher Sıcht lautet eın vierter Eınwand, da gegebenentalls kırchliche
Vorstellungen un Interessen nıcht mehrheitsfähig se1ın könnten. Nun hat 1aber
Anfang der J0er Jahre be1 der Neufassung der nıedersächsischen Landesver-
Tassung eıne Inıtiatıve AaUS evangelıscher un: katholischer Kirche SOWIl1e der Jüd1-
schen Gemeıinde erreıicht, da{fß die bereits verabschiedete Verfassung durch eiıne
Priäambel mi1t einem Gottesbezug erganzt wurde. Die Chance eıner politischen
Durchsetzbarkeit speziıfisch katholischer Vorstellungen, die selbst protestantı-
schen Kirchen nıcht als plausıble Konsequenz A4US dem Evangelıum erscheinen,
dürfte allerdings in der heutigen deutschen Gesellschaft ın repräsentatıven W1e€e
direktdemokratischen 5Systemen gleichermaßen gering se1n.
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Im übrıgen 1St darauf hıiınzuweisen, da{ß die Weıilmarer Republıik nıcht durch eine
Volksabstimmung beseitigt wurde, sondern da{ß das katholische Zentrum un
bürgerlich-liberale Politiker den Nationalsoz1ialısten un: ıhren Verbündeten
der ertorderlichen verfassungsändernden Mehrheıt für das Ermächtigungsgesetz
verholfen haben

Die Rolle der Soz1iallehre der Kırche für die Erneuerung der Demokratie

Die Tre1l Träger der Soz1iallehre der Kırche sınd die kirchenamtliche Soz1ialver-
kündıgung, das Weltengagement der Christen, VOT allem ınnerhalb christlicher
Organısationen un:! Verbände, SOWIl1e die wissenschaftliche Retflexion durch dıe
christliche Sozıialethik. Aufgabe christlicher Organısatıionen un Verbände muüfste
s se1N, gesellschaftlıche Reformprogramme PTE Erneuerung der Demokratie
entwickeln. Dafür 1St ınnerhalb des Katholizısmus das notwendige Fachwissen
vorhanden. Solche Reformprogramme sınd 1n den gesellschaftlichen Diskurs e1InN-
zubringen un die oöffentliche Meınung 1St dafür sens1ıbılisieren. Di1e kırchen-
amtliche Sozialverkündigung ann diesen Bewußtseinsprozelßs unterstutzen un:
Chrısten TIHUTMtCHEL. sıch für Reformen engagıeren. Es geht 1er Dıalog mı1ıt
der Gesellschaft, nıcht Belehrung !®

Aufgrund ıhrer weltweıten Präsenz un ihres überstaatlichen Charakters 1STt CS

der katholischen Kirche möglıch, weltweıte Konzepte internationalen Charakters
entwickeln, mMIı1t deren Hıiılfe internationale Dilemmastrukturen überwunden

werden können19. Die kırchliche Sozilalverkündıgung könnte diese aufgrund ıhres
weltkirchlichen Zentrums un: der kırchlichen Präsenz 1ın eıner Vielzahl VO F-än-
dern 1n die Weltöffentlichkeit bzw. die Offentlichkeit wichtiger Länder tragen.

Da Personen, dıe Reformprozesse anstofßen, gesellschaftlich unerwünschte
Dilemmakonstellationen überwınden un gesellschaftlıch erwuünschte auf-
rechtzuerhalten, 1er Anstrengungen unternehmen, die sıch nıcht unbedingt für
S1Ee persönlıch auszahlen werden, 1St eıne ber das Eıgeninteresse hinausgehende
Motivatıon notwendig. Im Gegensatz iındividuellen Haltungen un! Tugenden,
miı1t denen 7A86 indıviduellen Handeln motivlert werden soll, geht C655 die
Motivatıon Z kollektiven Handeln, ZUr Gestaltung gesellschaftlicher Struktu-
LE un Instiıtutionen. Aufgabe der christlichen Soz1ialethik 1sSt CD, durch ıhre
systematische Reflexion die kirchliche Sozialverkündigung unterstutzen un!
das gesellschaftliche ngagement VO Chrıisten konstruktiv-kritisch begleiten.
Der christliche Glaube enthält eiIn unausgeschöpftes un: unausschöptbares A
kunfts- un Hoffnungspotential, das C Christen ermöglicht, 1m gesellschaftli-
chen Leben für Je orößere Gerechtigkeit un eıne schrittweise Humanısıerung der
Gesellschaft einzutreten, das soz1alethisch geforderte 5System der Demo-
kratie weıterzuentwickeln.
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